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-Bericht 

des Ausschusses für soziale Verwaltung 

über den Antrag der Abgeordneten Mag. Gug­
genberger, Dr. Schwimmer und Genossen 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Invalideneinstellungsgesetz 1969 geändert wird 

(150/A) 
und 

über den Antrag der Abgeordneten Dr. 
Helene Partik-Pable und Genossen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Invalidenein-

stellungsgesetz 1969 geändert wird (152/ A) 

Die Abgeordneten Mag. G u g gen b erg e r, 
Dr. S c h w i m m e r und Genossen haben am 
9. März 1988 den gegenständlichen Initiativantrag 
im Nationalrat eingebracht und im allgemeinen 
Teil der Erläuterungen wie folgt begründet: 

"Die gesetzliche Verpflichtung zur Einstellung 
und Beschäftigung von Invaliden reicht bis in die 
Zeit nach dem Ersten Weltkrieg zurück. Durch die 
Notwendigkeit, die große Zahl von Kriegsinvaliden 
in das. Erwerbsleben wiedereinzugliedern, hat die 
Österreichische Nationalversammlung im Jahre 
1920 das Invalidenbeschäftigungsgesetz (StGBI. 
Nr. 459) beschlossen. Dieses Gesetz enthielt die 
Verpflichtung für alle auf Gewinn oder Erwerb 
gerichteten Betriebe, Kriegsinvalide einzustellen, 
wenn sie mindestens 20 Arbeitnehmer beschäftig­
ten. Dienstgeber, die dieser Verpflichtung nicht 
nachgekommen sind, mußten eine Ausgleichstaxe 
an einen Fonds zahlen. 

Das Invalidenbeschäftigungsgesetz blieb nach 
der Besetzung Österreichs im Jahre 1938 weiterhin 
in Kraft. Nach der Befreiung Österreichs galten auf 
Grund des Rechts-Überleitungsgesetzes, StGBI. 
Nr. 6/1945, diese nach dem 13. März 1938 in Gel­
tung gestandenen Rechtsvorschriften vorläufig wei­
ter. Es zeigte sich, daß das Invalidenbeschäfti­
gungsgesetz den damaligen Verhältnissen nicht 
mehr Rechnung trug. Einerseits war die Zahl der 
Kriegsbeschädigten nach dem Zweiten Weltkrieg 
stark angestiegen, andererseits mußte für die Ein­
gliederung der politischen Opfer in das Erwerbsle-

ben Vorsorge getroffen werden. Am 1. Oktober 
1946 trat das Invalideneinstellungsgesetz, BGBI. 
Nr. 163/1946, in Kraft. Das Invalideneinstellungs­
gesetz aus dem Jahre 1946 wurde mehrmals geän­
dert und ergänzt; im Jahre 1953 wurde es im Bun­
desgesetzblatt unter der N r. 21 wiederverlautbart. 

Waren das Invalidenbeschäftigungsgesetz aus 
dem Jahre 1920 und das Invalideneinstellungsge­
setz aus dem Jahre 1946 dazu bestimmt, die große 
Zahl von Kriegsinvaliden in das Erwerbsleben wie­
dereinzugliedern, zeigte die Entwicklung, daß es 
sozialpolitisch geboten war, die Begünstigungen 
und den Schutz dieses Gesetzes auch anderen 
Gruppen von Schwerbehinderten zuteil werden zu 
lassen. Schrittweise wurden Unfallversehrte und 
Zivilinvalide in den begünstigten Personenkreis ein­
bezogen. Nach den Bestimmungen des Bundes­
Verfassungsgesetzes bzw. des Opferfürsorgegeset­
zes steht dem Bund eine Kompetenz zur gesetzli­
chen Regelung lediglich in einigen Teilbereichen, 
wie zB in der Kriegsopferversorgung, der Heeres­
versorgung, in der Sozialversicherung und in der 
Opferfürsorge zu. Die Regelung jener Bereiche, die 
durch Verfassungsbestimmung nicht ausdrücklich 
dem Bund vorbehalten sind, wie zB die Rehabilita­
tion von Zivilinvaliden, fällt hingegen gemäß Arti­
kel15 B-VG in die Kompetenz der Länder. 

Da demnach die kompetenzrechtliche Grundlage 
des Bundes nicht für alle begünstigten Personen­
gruppen gegeben war, hat der Verfassungsgerichts­
hof mit Erkenntnis vom 27. Juni 1969, G 12, 13/ 
1969, eine Reihe von Bestimmungen des Invaliden­
einstellungsgesetzes 1953 aufgehoben. Um den 
vom Verfassungsgerichtshof aufgezeigten Mangel 
zu sanieren, hat der Nationalrat nach langwierigen 
Verhandlungen zwischen dem Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales, den Behindertenorganisa­
tionen, insbesondere der Zentralorganisation der 
Kriegsopferverbände Österreichs, und den Bundes­
ländern das Invalideneinstellungsgesetz 1969, 
BGBI. Nr.22/1970, beschlossen. Dieses Gesetz 
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enthält im Artikel I eine Verfassungsbestimmung, 
wonach die Erlassung, Änderung und Aufhebung 
der Vorschriften dieses Bundesgesetzes sowie die 
Vollziehung dieser Vorschriften auch in den Ange­
legenheiten Bundessache ist, hinsichtlich deren das 
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 
etwas anderes bestimmt. 

Der Nationalrat hat diese Verfassungsbestim­
mung mit 31. Dezember 1989 befristet. Vor Ablauf 
der Frist soll im Hinblick auf die stetig rückläufige 
Zahl an Kriegsopfern und Opferbefürsorgten bei 
einer steigenden Zahl von Zivilbehinderten geprüft 
werden, ob noch weiterhin ein Bedarf nach einer 
bundeseinheitlichen Regelung besteht. 

Durch die Novelle vom 20. Juni 1973, BGBL 
Nr. 329, wurde die langjährige Forderung der 
Zivilinvaliden erfüllt, jede Differenzierung inner­
halb der Schwerbehinderten zu beseitigen. Nach 
der neuen Rechtslage findet das Invalideneinstel­
lungsgesetz auf alle Schwerbehinderten ohne Rück­
sicht auf die Entstehungsursache der' Gesundheits­
schädigung Anwendung. 

Damit ist das Invalideneinstellungsgesetz zu 
einem allgemeinen Rehabilitationsinstrument 
geworden. 

Im Oktober 1977 hat das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales ein umfassendes Konzept zur 
Eingliederung Behinderter der Öffentlichkeit vor­
gestellt. Es enthält im wesentlichen die Grundsätze 
für eine moderne Rehabilitation, die Schaffung aus­
reichender Möglichkeiten zur Beschäftigung von 
Behinderten aaf dem offenen Arbeitsmarkt als 
oberstes Ziel aller Maßnahmen, den Ausbau von 
geschützten Werkstätten für Behinderte, die mit 
Rücksicht auf ihren Leidenszustand nicht auf dem 
offenen Arbeitsmarkt untergebracht werden kön­
nen, und die bessere Koordination der Tätigkeit 
der verschiedenen Rehabilitationsträger. . 

Neben den bereits bewährten Instrumenten der 
Sozialversicherungsgesetze und des Arbeitsmarkt­
förderungsgesetzes wurden im Jahre 1979 durch 
eine umfassende Novelle zum Invalideneinstel­
lungsgesetz 1969 (BGBL Nr. 11111979) zusätzliche 
Förderungsmöglichkeitt:n geschaffen. Die Förde­
rung von geschützter Arbeit in Betrieben ist erheb­
lich verstärkt worden. Mittel aus diesem Fonds 
erhalten Dienstgeber für die Arbeitsplatzausstat­
tung, zur Schaffung von Arbeitsplätzen, die Jür 
Behinderte besonders geeignet sind, sowie als 
Zuschuß zu den Lohnkosten. Beträchtliche Mittel 
des Ausgleichstaxfonds werden außerdem zum 
Betrieb geschützter Werkstätten und Ausbildungs­
einrichtungen für Behinderte verwendet. Mittler­
weile konnten elf geschützte Werkstätten in Betrieb 
genommen werden; eine Reihe von Ausbildungs­
einrichtungen für Behinderte wird gefördert. Sämt­
liche Einrichtungen dienen fast ausschließlich Zivil­
behinderten. 

Das Außerkrafttreten des Invalideneinstellungs­
gesetzes würde den Bestand und die Schaffung von 
Arbeitsplätzen in Betrieben sowie die Weiterfüh­
rung der geschützten Werkstätten und der Ausbil­
dungseinrichtungen für Behinderte, die eine gedie­
gene Ausbildung und Beschäftigungsmöglichkeit 
bieten, gefährden. Aber auch die Fürsorge für 
Kriegsopfer und politische Opfer, die in Gesetzge-. 
bung und Vollziehung Bundessache ist, bedarf 
einer längerfristigen finanziellen Absicherung. Die 
Beistellung der erforderlichen Mittel aus dem Bun­
desbudget ist derzeit bei der angespannten Budget­
lage nicht zu erreichen. Das Außerkrafttreten des 
Gesetzes auf Bundesebene hätte für die Behinder­
ten auch noch andere gravierende Nachteile, wie 
den Wegfall der Bestimmungen über einen einheit­
'lichen Schwerbehindertenausweis, über den erwei­
terten Kündigungsschutz, sowie über die Rechte 
und Pflichten dei Behindertenvertrauenspersonen, 
Ebenso wären die Individualförderungen aus dem 
Ausgleichstaxfonds in Frage gestellt. 

Die Behindertenorganisationen Österreichs 
haben in Resolutionen wiederholt gefordert, die 
gesetzliche Befristung zu beseitigen und die 
Zuständigkeit des Bundes für diese wichtigen Maß­
nahmen im Zusammenhang mit der beruflichen 
Integration auf Dauer zu sichern. Der Invalidenfür­
sorgebeirat, dessen gesetzliche Aufgabe die Bera­
tung des Bundesministers für Arbeit und Soziales in 
Angelegenheiten der Behinderten ist und in dem 
unter anderem auch die wesentlichsten Behinder­
tenorganisationen Österreichs vertreten sind, hat 
daher bereits in seiner Sitzung im Dezember 1984 
die Empfehlung beschlossen, die Befristung der 
Verfassungs bestimmung zu beseitigen und danach 
die dauernde Zuständigkeit des Bundes für die 
Regelung der Behinderteneinstellung zu begrün­
den. 

Im Hinblick auf die angeführten Umstände sieht 
der Entwurf im Art. lAbs. 2 eine Neufassung der 
Verfassungsbestimmung des Art. I des Bundesge­
setzes vom 11. Dezember 1969, BGBL Nr. 22/ 
1970, vor. Durch die Neufassung soll bewirkt wer­
den, daß die Erlassung, ,Änderung und Aufhebung 
der derzeit geltenden Vorschriften des Invaliden­
einstellungsgesetzes und der Vorschriften des 
Art. II des vorliegenden Entwurfes sowie deren 
Vollziehung auch in den Belangen Bundessache 
sind, hinsichtlich derer das Bundes-Verfassungsge­
setz in der Fassung von 1929 etwas anderes vor­
sieht. Eine Befristung ist nicht mehr vorgesehen. 

Dem Bund würden durch die in diesem Initiativ­
antrag vorgeschlagenen gesetzlichen Maßnahmen 
keine zusätzlichen finanziellen Aufwendungen, 
erwachsen." 

Die Abgeordneten Dr. Helene Par t i k­
Pa b I e, Dr. 0 f n e r und Genossen haben am 
9. März 1988 den gegenständlichen Initiativantrag 
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im Nationalrat eingebracht und wie folgt begrün­
det: 

"Die gesetzliche Verpflichtung zur Einstellung 
und Beschäftigung von Invaliden reicht bis in die 
Zeit nach dem Ersten Weltkrieg zurück. Durch die 
Notwendigkeit, die große Zahl von Kriegsinvaliden 
in das Erwerbsleben wiedereinzugliedern, hat die 
Österreichische Nationalversammlung im Jahre 
1920 das Invalidenbeschäftigungsgesetz (StGB!. 
Nr. 459) beschlossen. Dieses Gesetz enthielt die 
Verpflichtung für alle auf Gewinn oder Erwerb 
gerichteten Betriebe, Kriegsinvalide einzustellen, 
wenn sie mindestens 20 Arbeitnehmer beschäftig­
ten. Dienstgeber, die dieser Verpflichtung nicht 
nachgekommen sind, mußten eine Ausgleichstaxe 
an einen Fonds zahlen. 

Das Invalidenbeschäftigungsgesetz blieb nach 
der Besetzung Österreichs im Jahre 1938 weiterhin 
in Kraft. Nach der Befreiung Österreichs galten auf 
Grund des Rechts-Überleitungsgesetzes, StGBI. 
Nr. 6/1945, diese nach dem 13. März 1938 in Gel­

·tung gestandenen Rechtsvorschriften vorläufig wei­
ter. Es zeigte sich, daß das Invalidenbeschäfti­
gungsgesetz den damaligen Verhältnissen nicht 
mehr Rechnung trug. Einerseits war die Zahl der 
Kriegsbeschädigten nach dem Zweiten Weltkrieg 
stark angestiegen, andererseits mußte für die Ein­
gliederung,der politischen Opfer in das Erwerbsle­
ben Vorsorge getroffen werden. Am 1. Oktober 
1946 trat das Invalideneinstellungsgesetz, BGB!. 
Nr. 163/1946, in Kraft. Das Invalideneinstellungs­
gesetz aus dem Jahre 1946 wurde mehrmals geän­
dert und ergänzt; im Jahre 1953 wurde es im Bun­
desgesetzblatt unter der Nr. 21 wiederverlautbart. 

Waren das Invalidenbeschäftigungsgesetz u.nd 
das Invalideneinstellungsgesetz aus dem Jahre 1946 
dazu bestimmt, die große Zahl von Kriegsinvaliden 
in das Erwerbsleben wiedereinzugliedern, zeigte 
die Entwicklung, daß es sozialpolitisch geboten 
war, die Begünstigungen und den Schutz dieses 
Gesetzes auch anderen Gruppen von Schwerbehin­
derten zuteil werden zu lassen. Schrittweise wur­
den Unfallversehrte und Zivilinvalide in den begün­
stigten Personenkreis einbezogen. N ach den 
Bestimmungen des Bundes-Verfassungsgesetzes 
bzw. des Opferfürsorgegesetzes steht dem Bund 
eine Kompetenz zur gesetzlichen Regelung ledig­
lich in einigen Teilbereichen, wie zB in der Kriegs­
opferversorgung, der Heeresversorgung, in der 
Sozialversicherung und in der Opferfürsorge zu. 
Die Regelung jener Bereiche, die durch Verfas­
sungsbestimmung nicht ausdrücklich dem Bund 
vorbehalten sind, wie zB die Rehabilitation von 
Zivilinvaliden, fällt hingegen gemäß Artikel 15 
B-VG in,die Kompetenz der Länder. 

Da demnach die kompetenzrechtliche Grundlage 
des Bundes nicht für alle begünstigten Personen­
gruppen gegeben war, hat der Verfassungsgerichts­
hof mit Erkenntnis vom 27. Juni 1969, G 12, 13/ 

1969, eine Reihe von Bestimmungen des Invaliden­
einstellungsgesetzes 1953 aufgehoben. Um den 
vom Verfassungsgerichtshof aufgezeigten Mangel 
zu sanieren, hat der Nationalrat nach langwierigen 
Verhandlungen zwischen dem Bundesministerium 
für soziale Verwaltung, den Behindertenorganisa­
tionen, insbesondere der Zentralorganisation der 
Kriegsopferverbände Österreichs, und den Bundes­
ländern das Invalideneinstellungsgesetz 1969, 
BGBI. Nr. 2211970, beschlossen. Dieses Gesetz 
enthält im Artikeli eine Verfassungsbestimmung, 
wonach die Erlassung, Änderung und Aufhebung 
der Vorschriften dieses Bundesgesetzes sowie die 
Vollziehung dieser Vorschriften auch in den Ange­
legenheiten Bundessache ist, hinsichtlich deren das 
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 
etwas anderes bestimci:t. . 

Der Nationalrat hat diese Verfassungsbestim­
mung mit 31. Dezember 1989 befristet. Vor Ablauf 
der Frist soll im Hinblick auf die stetig rückläufige 
Zahl an Kriegsopfern und Opferbefürsorgten bei 
einer steigenden Zahl von Zivilbehinderten geprüft 
werden, ob noch weiterhin ein Bedarf nach einer 
bundeseinheitlichen Regelung besteht. 

Durch die Novelle vom 20. Juni 1973, BGBI. 
Nr. 329, wurde die langjährige Forderung der 
Zivilinvaliden edüllt, jede Differenzierung inner­
halb der Schwerbehinderten zu beseitigen'. Nach 
der neuen Rechtslage findet das Invalideneinstel­
lungsgesetz auf alle Schwerbehingerten ohne Rück­
sicht auf die Entstehungsursache der Gesundheits­
schädigung Anwendung. 

Damit ist das Invalideneinstellungsgesetz zu 
einem allgemeinen Rehabilitationsinstrument 
geworden. 

Zur Sicherstellung einer gediegenen Ausbildung 
und von Beschäftigungsmöglichkeiten für Behin­
derte - Maßnahmen, die heilte fast ausschließlich 
Zivilinvaliden zugute kommen - ist der Bestand 
des IESG 1969 über den 31. Dezember 1989 hinaus 
eine unbedingte Voraussetzung. Aber auch für die 
Kriegsopfer, die im Hinblick auf ihr fortgeschritte­
nes Alter in größerem Umfange der Erholungsfür­
sorge bedürfen, ist der Weiterbestand des Aus­
gleichstaxfonds von größter Bedeutung. Derzeit 
gibt es noch etwa 140 000 versorgungsberechtigte 
Kriegsopfer (etwa je 70000 Kriegsbeschädigte und 
Hinterbliebene) . 

Dies hat die Behindertenorganisationen Öster­
reichs dazu bewogen, in Resolutionen wiederholt 
zu fordern, die gesetzliche Befristung zu beseitigen 
und die Zuständigkeit des Bundes für diese wich­
tigen Maßnahmen im Zusammenhang mit der 
beruflichen Integration auf Dauer zu sichern. Der 
Invalidenfürsorgebeirat, dessen gesetzliche Auf­
gabe die Beratung des Bundesministers für Arbeit 
und Soziales in Angelegenheiten der Behinderten 
ist und in dem unter anderem auch die wesentlich­
sten Behindertenorganisationen Österreichs vertre-
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ten sind, hat daher die Empfehlung beschlossen, die 
Befristung der Verfassungsbestimmung zu beseiti­
gen und danach die dauernde Zuständigkeit des 
Bundes für die Regelung der Invalideneinstellung 
zu begründen. Dies nicht zuletzt auch mit dem ZieJ 
einer längerfristigen Planungsmöglichkeit sowohl 
für die Schaffung und Erhaltung von Behinderten­
arbeitsplätzen als auch für die Sicherung der weit­
reichenden individuellen Förderungen für die im 
Beruf oder in Ausbildung stehenden Behinderten. 
Diesem Erfordernis soll die im vorliegenden Antrag 
vorgesehene Neufassung der Verfassungsbestim­
mung gerecht werden." 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat die 
gegenständlichen Initiativanträge in seiner Sitzung 
am 18. März 1988 in Verhandlung genommen und 
beschlossen, zur Vorbehandlung dieser Anträge 
einen Unterausschuß einzusetzen. Diesem Unter­
ausschuß gehörten die Abgeordneten Mag. G u g -
gen b erg e r, Elfriede Kar I, K ö tel e s, Adel­
heid Pr a her, Dr. Fe urs te i n, Ingrid Kor 0 -

sec, Dr. S c h w i m m e r, S tau d i n ger, Dr. 
HeleneP art i k - Pa b I e und S rb an. Bei der 
Konstituierung dieses Unterausschusses am 
9. Dezember 1987 bzw. 15. Dezember 1987 -
zum Obmann wurde Abgeordneter Mag. G u g -
gen b erg e r, zum Obmannstellvertreter Dr. 
F e urs t ein und zum Schriftführer Abgeordneter 
K ö tel e s gewählt - hat der Unterausschuß die 
beiden Initiativanträge in seinen Sitzungen am 
28. April 1988, 18. Mai 1988, 10. Juni 1988, 
15. Juni 1988 und 28. Juni 1988 in Verhandlung 
genommen. In diesen Verhandlungen konnte über 
den Antrag 150/ A mit Ausnahme des im Art. II 
Z 12 enthaltenen § 10 Abs. 2 sowie des Art. II Z 26 
(§ 14 Abs. 2) Einvernehmen in Fassung von Abän­
derungen betreffend Art. II Z 5 (§ 3), Art. II Z 13 
(§ 10 Abs. 4 letzter Satz), Art. II Z 16 (§ 10 a Abs. 1 
lit. g), Art. II Z 22 (§ 11 Abs. 3), Art. II Z 24 (§ 14 
Abs.l lit. b), Art. II Z 28 (§ 14 Abs. 4 und 5) und 
Art. IV sowie unter Streichung von Art. II Z 4 (§ 2 
Abs. 2lit. c), 19 (§ 10 a Abs. 2) und 25 (§ 14 Abs. 1) 
erzielt werden. 

Weiters wurde in diesem Unterausschuß Einver­
nehmen erzielt, dem Ausschuß für soziale Verwal­
tung vorzuschlagen, drei Entschließungsanträge 
betreffend 

eine engere Zusammenarbeit zwischen dem 
Bund und den Ländern auf dem Gebiete der 
Behindertenhilfe (.12), 
die geschützten Werkstätten nach dem Invali­
deneinstellungsgesetz 1969 (.13) und 
die Vereinheitlichung des Begriffes "Behinde­
rung" (.14) 

zu beschließen. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat dann 
in seiner Sitzung am 29. Juni 1988 nach der 
Berichterstattung durch den Obmann des Unter­
ausschusses die beiden gegenständlichen Anträge 
neuerlich in Verhandlung genommen. An der sich 

daran anschließenden Debatte beteiligten sich die 
Abgeordneten Dr. Fe urs t ein und Dr. Helene 
Par ti k - P abI e. Von den Abgeordneten Mag. 
G u g gen b erg e rund Dr. Fe urs t ein wur­
den gemeinsame Abänderungsanträge betreffend 
Art. II Z 12 (§ 10 Abs.2) und Art. II Z 26 (§ 14 
Abs. 2) gestellt. 

Bei der Abstimmung wurde der Antrag 150/A in 
der vom Unterausschuß vorgeschlagenen Fassung 
unter Berücksichtigung der oben erwähnten Abän­
derungsanträge teils einstimmig, teils mit Stimmen­
mehrheit angenommen. Durch diese Beschlußfas­
sung gelten sowohl der Antrag 150/ A als auch der 
Antrag 152/ A als erledigt. 

Zu den Abänderungen bzw. zum angeschlosse­
nen Gesetzentwurf wird folgendes bemerkt (die 
Zitierungen beziehen sich auf die Paragraphen be­
zeichnung des Invalideneinstellungsgesetzes) : 

§3: 

In den österreichischen Gesetzen finden sich ver­
schiedene Definitionen für den Begriff der "Behin­
derung" und des "Behinderten". Umschreibungen 
dieser Begriffe enthalten ua. die Sozialversiche­
rungsgesetze, die Behindertengesetze der Bundes­
länder, das Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 und 
das Invalideneinstellungsgesetz 1969 sowie eine 
Reihe von anderen Gesetzen. Die behinderten 
Menschen werden in diesen Gesetzen ua. als Ver­
sehrte, Beschädigte und Invalide bezeichnet. 
Dadurch existiert derzeit das Problem, daß häufig 
an gleichartige Tatbestände unterschiedliche 
Rechtsfolgen geknüpft werden, was von den 
Betroffenen nicht immer verstanden wird. 

In den letzten Jahren haben sich daher mehrere 
Gremien wiederholt um eine einheitliche Begriffs­
bestimmung bemüht, ohne jedoch zu konkreten 
Ergebnissen gelangt zu sein. Sicher ist eine umfas­
sende und alle Lebensbereiche abdeckende Defini­
tion zu weitläufig, um in der Praxis von Nutzen 
sein zu können. Eine derartige Umschreibung sollte 
deshalb nicht gesucht werden. 

Der Ausschuß ist anläßlich der Behandlung der 
Novelle zum Invalideneinstellungsgesetz 1969 zur 
Auffassung gelangt, daß die Begriffe "Behinde­
rung" und "Behinderter" vereinheitlicht werden 
sollten, weil die unterschiedliche Umschreibung 
dieser Begriffe nicht immer in· der zu regelnden 
Materie ihre Rechtfertigung findet. 

§ 10 Abs. I, 2 und 3: 

Die Aufgaben auf dem Gebiete der Behinderten­
hilfe sind zwischen dem Bund und den Ländern 
aufgeteilt. Eine enge Zusammenarbeit zwischen 
Bund und Ländern ist deshalb im Interesse der 
behinderten Menschen in Österreich unabdingbare 
Notwendigkeit. 

In Berücksichtigung des Umstandes, daß es aus 
einer Reihe von Gründen immer schwieriger wird, 
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behinderte Menschen umfassend in die Gesellschaft 
zu integrieren, sollten alle Möglichkeiten ausge­
schöpft werden, um die bereits bisher bestehende 
Zusammenarbeit zwischen dem Bund und den Län­
dern noch zu verstärken. 

§ 10 Abs. 2: 

Nach der im Initiativantrag vorliegenden Fas­
sung des Abs. 2 zweiter Satz besteht der Aus­
gleichstaxfondsbeirat aus dem Vorsitzenden, zwei 
Vertretern der organisierten Kriegsopfer, zwei Ver­
tretern der Zivilinvaliden, einem Vertreter der 
Opferbefürsorgten und zwei von den Ländern ent­
sandten Vertretern sowie je drei Vertretern der 
Dienstnehmer und Dienstgeber. . 

Entsprechend dem in den letzten Jahren gestie­
genen Anteil der Zivilinvaliden an der Gesamtzahl 
der begünstigten Behinderten sollen dem Aus­
gleichstaxfondsbeirat drei (bisher zwei) Vertreter 
der Zivilinvaliden angehören. 

Dem Wunsch der Länder nach einer stärkeren 
Einbindung Rechnung tragend und, um die Vor­
aussetzungen für eine intensivere Zusammenarbeit 
zu schaffen, sollen die Länder ebenfalls drei Vertre­
ter in den Ausgleichstaxfondsbeirat entsenden. 

§ 10 a Abs. 1 lit. g: 

Durch diese Fassung soll klarer Zum Ausdruck 
gebracht werden, daß es sich bei den im Initiativan­
trag angeführten Ersatzleistungen um Reise- und 
Aufenthaltskosten sowie Entschädigung für Zeit­
versäumnis handelt. 

§ 10 a Abs. 1 lit. h: 

Die Förderungen im Rahmen der Sonderpro­
gramme sollen unter Bedachtnahme auf regionale 
und wirtschaftliche Erfordernisse die Schaffung 
zusätzlicher Ausbildungs- und Arbeitsplätze für 
Behinderte ermöglichen. Insbesondere soll damit 
den Dienstgebern ein Anreiz geboten werden, in 
den Unternehmen Organisationseinheiten für 
Behinderte einzurichten. Darüber hinaus sollen 
auch Institutionen, die Behinderte ausbilden oder 
beschäftigen, gefördert werden. Hiebei ist es nach 
der Fassung der lit. h nicht erforderlich, daß der 
Behinderte dem Personen kreis der begünstigten 
Behinderten angehört. Voraussetzung sollte aller­
dings grundsätzlich sein, daß der Behinderte auf 
Grund einer oder mehrerer Gesundheitsschädigun­
gen einen Grad der Behinderung von mindestens 
50 vH aufweist und zumindest zur Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit auf einem geschützten Arbeits­
platz oder in einer Geschützten Werkstätte geeig­
net ist. 

Nicht gefördert sollen nach der Vorschrift der 
lit. h Einrichtungen werden, die der Beschäfti­
gungstherapie dienen. 

§ 10 a Abs. 4 bis 7: 

Die in den Abs. 5 und 6 enthaltene Zinsenrege­
lung sieht vor, daß durch Kündigung fällig gewor­
dene, nicht zurückgezahlte Darlehen oder zu 
Unrecht in Anspruch genommene Förderungen 
vom Tage der Auszahlung an mit 4 vH über dem 
jeweils geltenden Zinsfuß für Eskontierungen der 
Oesterreichischen Nationalbank pro Jahr zu ver­
zinsen sind. 

Stellt der zur Rückzahlung Verpflichtete einen 
Antrag auf Ratenzahlung oder Stundung und wird 
dem Antrag stattgegeben, so ist der fällige Betrag 
ab dem Antragszeitpunkt mit 3 vH über dem 
jeweils geltenden Zinsfuß für Eskontierungen der 
Oesterreichischen Nationalbank pro Jahr zu ver­
ZInsen. 

Diese Bestimmungen entsprechen im wesentli­
chen den Regelungen im Bundeshaushaltsgesetz 
und in den Allgemeinen Richtlinien für die Gewäh­
rung von Förderungen aus Bundesmitteln. 

§ 11 Abs. 3: 

Der Ausschuß vertritt die Auffassung, daß die 
auf der Grundlage des Invalideneinstellungsgeset­
zes 1969 eingerichteten Geschützten Werkstätten 
zum unverzichtbaren Inventarium der öster­
reichischen Behindertenpolitik zählen. Es sollte 
deshalb alles unternommen werden, um diese 
Werkstätten in ihrem Bestand zu sichern. 

Hiebei sollte allerdings nicht außer acht gelassen 
werden, daß es als vordringliches Ziel angesehen 
werden muß, die behinderten Menschen auf dem 
offenen Arbeitsmarkt unterzubringen. In Geschütz­
ten Werkstätten kann nie die erforderliche Zahl an 
Arbeitsplätzen für behinderte Menschen angeboten 
werden. Es sind daher verstärkte Anstrengungen 
zur Schaffung von Arbeitsplätzen für behinderte 
Menschen auf dem offenen Arbeitsmarkt zu unter­
nehmen. 

Eine Förderung der Geschützten Werkstätten 
aus öffentlichen Mitteln wird deshalb nur insoweit 
sinnvoll und vertretbar sein, als hiedurch die Unter­
bringung der behinderten Menschen auf dem offe­
nen Arbeitsmarkt nicht gefährdet wird. Im Sinne 
des Rehabilitations-Konzeptes (1977) der Bundes­
regierung sollten nicht mehr als 1 000 Arbeitsplätze 
in Geschützten Werkstätten für behinderte Men­
schen vorgesehen werden. 

§ 15 Abs. 1: 

Bei der DUlchführung der Arbeitsvermittlung für 
die Behinderten sollen die Arbeitsämter die guten 
Dienste von privaten Institutionen und Organisa­
tionen, die dazu die erforderlichen Voraussetzun­
gen erfüllen, in Anspruch nehmen. Es wird in Aus­
sicht genommen, § 17 Abs.3 Arbeitsmarktförde-
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rungsgesetz so zu adaptieren, daß solchen Einrich­
tungen zu einem späteren Zeitpunkt auch die 
unentgeltliche Arbeitsvermittlung von Personen im 
Sinne des § 16 Arbeitsmarktförderungsgesetz unter 
den im Gesetz angeführten Voraussetzungen über­
tragen werden kann. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Ausschuß 
für soziale Verwaltung somit den A n t rag, der 
Nationalrat wolle 

1. dem a n g e s c h los sen enG e set zen t -
W U r f die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen, 

Ruhaltinger 

Berichterstatter 

2. die bei g e d r u c k teE n t s c h 1 i e ß u n g '/ 
f 

2 . 
betref end eine engere Zusammenarbeit zwi-
schen dem Bund und den Ländern auf dem 
Gebiete der Behindertenhilfe, 

3. die heigedruckte Entschließung '/3 
betreffend die Geschützten Werkstätten nach 
dem Invalideneinstellungsgesetz 1969, 

4. die bei g e d r u c k teE n t s chi i e ß u n g '/4 
betreffend die Vereinheitlichung des Begriffes 
"Behinderung" 

annehmen. 

Wien, 1988 06 29 

Hesoun 

Obmann 
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Bundesgesetz vom xxxxxxxxxxxxx, mit 
dem das Invalideneinstellungsgesetz 1969 

geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

(1) Das Invalideneinstellungsgesetz 1969, BGBI. 
Nr. 2211970 in der Fassung BGBl. Nr. 329/1973, 
BGBI. Nr.399/1974, BGBI. Nr.96/1975, BGBl. 
Nr.11111979, BGBI. Nr.360/1982, BGBI. 
Nr. 567/1985 und BGBI. Nr.614/1987 ist als 
"Behinderteneinstellungsgesetz (BEinstG)" zu 

. bezeichnen. 

(2) (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung, 
Änderung und Aufhebung von Vorschriften, wie sie 
im Art. II des Behinderteneinstellungsgesetzes und 
im Art. II des vorliegenden Bundesgesetzes enthal­
ten sind, sowie deren Vollziehung sind auch in den 
Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das Bun­
des-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 
etwas anderes vorsieht. 

Artikel 11 

Das Behinderteneinstellungsgesetz (BEinstG) 
wird wie folgt geändert: 

1. Die Bezeichnungen "Bundesminister für 
soziale Verwaltung" und "Bundesministerium für 
soziale Verwaltung" werden jeweils durch die 
Bezeichnung "Bundesminister für Arbeit und 
Soziales" bzw. "Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales" ersetzt und grammatikalisch der jeweili­
gen ßestimmung angepaßt. 

2. Die Bezeic~nungen "Invalider", "Invaliden­
ausschuß" und "Invalidenvertrauensperson" wer­
den jeweils durch die Bezeichnungen "Behinder­
ter", "Behindertenausschuß" und "Behindertenver-· 
trauensperson" ersetzt und grammatikalisch der 
jeweiligen Bestimmung angepaßt. 

3. § 2 Abs. 1 lautet: 

,,§ 2. (1) Begünstigte Behinderte im Sinne dieses 
Bundesgesetzes sind österreichische Staatsbürger 
mit einem Grad der Behinderung von mindestens 
50 vH." 

4. § 3 lautet: 

"Behinderung 

§ 3. (1) Behinderung im Sinne dieses Bundesge­
setzes ist die Auswirkung einer nicht nur vorüber­
gehenden Funktionsbeeinträchtigung, die auf 
einem regelwidrigen körperlichen, geistigen oder 
psychischen Zustand beruht. Als nicht nur vorüber­
gehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussicht­
lich sechs Monaten. 

(2) Für die Einschätzung des Grades der Behin­
derung sind die Vorschriften der §§ 7 und 9 Abs. 1 
des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957, BGBI. 
Nr. 152, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, 
daß Gesundheitsschädigungen mit einem Ausmaß 
von weniger als 20 vH außer Betracht zu lassen 
sind, sofern eine solche Gesundheitsschädigung im 
Zusammenwirken mit einer anderen Gesundheits­
schädigung keine wesentliche Funktionsbeeinträch­
tigung verursacht." 

5. § 5 Abs. 2 lit. d zweiter Halbsatz lautet: 

"wenn Und insolange der Grad ihrer Behin­
derung mindestens 70 vH beträgt;" 

6. Im § 6 Abs. 2 lit. d wird das Wort "Invalidität" 
durch das Wort "Behinderung" ersetzt. 

7. Dem § 6 wird folgender Abs. 6 angefügt: 

,,(6) Anstelle von Zuschüssen oder Darlehen 
können auch Sachleistungen gewährt werden." 

8. Im § 7 wird das WOrt "Invalidität" durch das 
Wort "Behinderung" ersetzt. 

9. § 9 Abs. 5 lautet: 

,,(5) Wird die Ausgleichstaxe nicht bis zum Fäl­
ligkeitstag (Abs. 4) eingezahlt, so sind ab dem dar­
auffolgenden Kalendertag Zinsen in der Höhe von 
4 vH über dem jeweils geltenden Zinsfuß für 
Eskontierungen der Oesterreichischen National­
bank pro Jahr an den Ausgleichstaxfonds (§ 10) zu 
entrichten. Die Geltendmachung eines Zinsenan­
spruches hat zu unterbleiben, wenn der Zinsenbe­
trag 100 S nicht übersteigt." 

10. Im § 9 entfallen die Abs. 6 und 7. 
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11. § 10 Abs. 1, 2 und 3 lauten: 

,,(1) Beim Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales wird der Ausgleichstaxfonds gebildet. Er 
hat Rechtspersönlichkeit und wird vom Bundesmi­
nister für Arbeit und Soziales vertreten. Das Ver­
mögen des Fonds besteht aus den rechtskräftig vor­
geschriebenen Ausgleichstaxen, den, Zinsen und 
sonstigen Zuwendungen. Der Bundesminister f~r 
Arbeit und Soziales kann nach Anhörung des Bei­
rates (Abs. 2) mit einem Schuldner eine Stundung 
rechtskräftig vorgeschriebener und fälliger Aus­
gleichstaxen bis zur Höchstdauer von zwei Jahren 
unter Berechnung von Zinsen in der Höhe von 
3 vH über dem jeweils geltenden Zinsfuß für 
Eskontierungen der Oesterreichischen N ational­
bank pro Jahr ab dem Beginn des Monates, in dem 
der Antrag eingebracht worden. ist, vereinbaren 
oder deren Abstattung in Raten bewilligen, wenn 
der Schuldner zum Zeitpunkt der Fälligkeit der 
Forderung nicht in der Lage war, diese zu erfüllen. 
Im Falle der Nichtzahlung von mindestens zwei 
Teilraten ist die bewilligte Abstattung in Raten zu 
widerrufen und die sofortige Entrichtung aller aus­
haftenden Teilbeträge samt Zinsen zu verlangen. 
Ferner kann der Bundesminister für Arbeit und 
Soziales nach Anhörung des Beirates (Abs. 2) ganz 
oder teilweise auf die Einhebung rechtskräftig vor­
geschriebener Ausgleichstaxen (zuzüglich Zinsen) 
verzichten, wenn 

1. gegen den Ausgleichstaxenschuldner ein Aus­
gleichsverfahren oder ein Vorverfahren 
gemäß § 79 der Ausgleichsordnung, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr.370/ 
1982, eröffnet worden ist oder 

2. alle Möglichkeiten der Einziehung erfolglos 
versucht worden sind und auf Grund der 
Sachlage auch nicht angenommen werden 
kann, daß Einziehungsmaßnahmen zu einem 
späteren Zeitpunkt zu einem Erfolg führen 
werden oder Einziehungsmaßnahmen von 
vornherein offenkundig aussichtslos sind oder 

3. die Einziehung mit Kosten verbunden wäre, 
die in keinem Verhältnis zur Höhe der Forde­
rung stehen. 

Der Verzicht auf eine Forderung ist zu widerrufen, 
wenn er durch Fälschung einer Urkunde, falsches 
Zeugnis oder eine andere gerichtlich strafbare 
Handlung oder sonstwie erschlichen worden ist. 

(2) Der Ausgleichstaxfonds wird vom Bundesmi­
nister für Arbeit und Soziales unter Anhörung eines 
Beirates verwaltet. Dieser Beirat besteht aus dem 
Vorsitzenden, zwei Vertretern der organisierten 
Kriegsopfer, drei Vertretern der Zivilinvaliden, 
einem Vertreter der Opferbefürsorgten und drei 
von den Ländern entsandten Vertretern sowie je 
drei Vertretern der Dienstnehmer und Dienstgeber. 
Den Vorsitz führt der Bundesminister für Arbeit 
und Soziales oder ein von ihm bestimmter rechts­
kundiger Beamter aus dem Stande des Bundesmini­
steriums für Arbeit und Soziales. 

(3) Die im Abs. 2 genannten Mitglieder de~ B~i­
rates sowie die gleiche Anzahl von ErsatzmItghe­
dern werden vom Bundesminister für Arbeit und 
Soziales für die. Dauer von vier Jahren auf Grund 
von Vorschlägen berufen, die von den zur Vertre­
tung der Interessen der Behinderten gebildeten 
Organisationen bzw. von den in Betracht kommen­
den Interessenvertretungen zu erstatten sind. Die 
V orschläge für die Bestellung der Dienstgeberver­
treter erstatten für je ein Mitglied und ein Ersatz­
rnitglied die Bundeskammer der gewerblichen 
Wirtschaft, die Präsidentenkonferenz der Land­
wirtschaftskammern Österreichs und die Vereini­
gung Österreichischer Industr.ieller. Die V or­
schläge für die Bestellung der Dlenstn.ehmervertr.e­
ter erstatten für je ein Mitglied und em ErsatzmIt­
glied der Österreichische Arbeiterkammertag, der 
Österreichische Landarbeiterkammertag und der 
Österreichische Gewerkschaftsburid. Zur Erstat­
tung der Vorschläge für die Berufung d~~ '! ert~eter 
der organisierten Kriegsopfer und ZlVlhnvahden 
sind nur die jeweils im Invalidenfürsorgebeirat 
(Bundesgesetz vom 3. Juli 1946 über die Errichtung 
eines Invalidenfürsorgebeirates, BGBI. Nr. 144) 
vertretenen Vereinigungen berufen. Bezüglich der 
Entsendung der Vertreter der Länder obliegt das 
Vorschlagsrecht den Ländern gemeinsam. Hin­
sichtlich der Auf teilung des Vorschlagsrechtes auf 
die Vereinigungen der Kriegsopfer, Opferbefür­
sorgten und Zivilinvaliden ist § 4 Abs.2 des Bun­
desgesetzes über die Errichtung eines In~aliden~ü~­
sorgebeirates sinngemäß anzuwenden. Die Vereml­
gun gen sind durch öffentliche Bekanntmachung im 

Amtsblatt zur Wiener Zeitung" auf die Ausübung 
" h " des Vorschlagsrechtes aufmerksam zu mac en. 

12. § 10 Abs. 4 letzter Satz lautet: 

"Den Mitgliedern gebührt der Ersatz der Reise­
und Aufenthaltskosten sowie eine allfällige Ent­
schädigung für Zeitversäumnis unter sinngemäßer 
Anwendung der für Schöffen und Geschworne gel­
tenden Bestimmungen des Gebührenanspruchsge­
setzes 1975, BGBI. Nr. 136, wenn auf Grund ande­
rer gesetzlicher Regelungen kein gleichartiger 
Anspruch besteht." 

13. § 10 a Abs. 1 lit. blautet: 

"b) Zwecke der Fürsorge für die nach dem 
Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGB!. 
Nr. i52, und Heeresversorgungsgesetz, 
BGB!. Nr. 27/1964, versorgungsberechtigten 
Personen und deren nicht selbsterhaltungsfä­
hige Kinder sowie für die nach dem Opfer­
fürsorgegesetz Versorgungsberechtigten (§ 6 
Z 5 Opferfürsorgegesetz, BGB!. Nr.183/ 
1947);" 

14. § 10 a Abs. 1 lit. d lautet: 

"d) die Gewährung von Zuschüssen, Darlehen 
und Sachleistungen für Maßnahmen nach § 6 
Abs.2;" 
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15. § 10 a Abs. 1 lit. g lautet: 

"g) Ersatz von Reise- und Aufenthaltskosten 
sowie Entschädigung für Zeitversäumnis 
(§§ 10 Abs. 4, 12 Abs. 8 und 14 Abs. 7);" 

16. Dem § 10 a Abs. 1 wird folgende lit. h ange­
fügt: 

"h) Sonderprogramme zur Verbesserung der 
beruflichen Eingliederung Behinderter." 

17. Im § 10 a Abs. 2 werden die Worte "Minde­
rung der Erwerbsfähigkeit" durch die Wortfolge 
"Grad der Behinderung" ersetzt. 

18. Im § 10 a Abs. 3 werden die Worte "Minde­
rung der Erwerbsfähigkeit" durch die Wortfolge 
"Grad der Behinderung" ersetzt. 

19. Im § 10 a lauten die Abs. 4 bis 7: 

,,(4) Die Vergabe von Sach- oder Geldleistungen 
aus Mitteln des Ausgleichstaxfonds ist nur zulässig, 
wenn die Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit des Einsatzes der Mittel geWähr­
leistet sind. Die Auszahlung einer Förderung ist nur 
insoweit und nicht eher vorzunehmen, als sie zur 
Vornahme fälliger Zahlungen benötigt wird. Die 
Auszahlung darf zu einem früheren Zeitpunkt vor­
,genommen werden, wenn dies aus Gründen, die 
sich aus der Eigenart der Leistung ergeben, not­
wendig erscheint. Auf die Gewährung von Sach­
oder Geldleistungen (ausgenommen Leistungen 
nach § 9 a), Darlehen oder sonstigen Zuwendun­
gen aus den Mitteln des Ausgleichstaxfonds besteht 
kein Rechtsanspruch. Bewilligte Geldleistungen 
sind auf offene Forderungen des Ausgleichstax­
fonds gegen den Leistungsempfänger anzurechnen. 

(5) Vor Gewährung einer Zuwendung aus den 
Mitteln des Ausgleichstaxfonds ist vorbehaltlich 
sonstiger bürgerlichrechtlicher Ansprüche des Bun­
des zu vereinbaren, daß ein Zuschuß vom Empfän­
ger rückzuerstatten ist oder ein noch nicht zurück­
gezahltes Darlehen nach Kündigung vorzeitig fällig 
wird und beide vom Tage der Auszahlung an mit 
4 vH über dem jeweils geltenden Zinsfuß für 
Eskontierungen der Oesterreichischen National-

, bank pro Jahr zu verzinsen sind, wenn 
a) der Empfänger wesentliche Umstände ver­

schwiegen oder unwahre Angaben gemacht 
hat; 

b) der Empfänger das geförderte Vorhaben 
nicht oder aus seinem Verschulden nicht zeit­
gerecht durchgeführt hat; 

c) der Empfänger den Zu schuß (das Darlehen, 
die Sachleistung) widmungswidrig verwendet 
hat oder Bedingungen aus seinem Verschul­
den nicht eingehalten wurden; 

d) der Empfänger die unverzügliche Meldung 
von Ereignissen, welche die Ausführung der 
geförderten Leistung verzögern oder unmög-

lieh machen oder deren Abänderung erfor­
dern würden, unterlassen hat oder 

e) der Empfänger die Überprüfung der wid­
mungsgemäßen Verwendung der Zuwendun­
gen vereitelt hat. 

Wenn bei der Durchführung des zu fördernden 
Vorhabens Einrichtungen oder Geräte, deren Wert 
(Preis) im Einzelfall 20000 S übersteigt, aus­
schließlich aus nicht rückzahlbaren Zuwendungen 
aus den Mitteln des Ausgleichstaxfonds angeschafft 
werden sollen, kann vereinbart werden, daß der 
Empfänger bei Wegfall oder wesentlicher Ände­
rung des Zuwendungszweckes entweder eine ange­
messene Abgeltung in Geld zu erstatten oder die 
Einrichtungen oder Geräte dem Ausgleichstaxfonds 
zwecks weiterer Verwendung zu überlassen hat. In 
die Vereinbarung können abweichende oder 
zusätzliche Bedingungen, Auflagen und Eigen­
tumsvorbehalte zugunsten des Ausgleichstaxfonds 
aufgenommen werden, sofern dies die Eigenart der 
Förderung geboten erscheinen läßt. Die V eipflich­
tung zum Ersatz trifft den gesetzlichen Vertreter, 
wenn er an einer der in lit. abis e umschriebenen 
Handlungen mitgewirkt hat. 

(6) Ist die sofortige Rückzahlung eines entspre­
chend einer Vereinbarung nach Abs. 5 fällig gewor­
denen Betrages auf Grund der wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Zahlungspflichtigen unbillig, so 
kann die Forderung des Ausgleichstaxfonds auf 
Antrag des Zahlungspflichtigen gestundet oder die 
Abstattung in Raten bewilligt werden. Hiebei sind 
Zinsen in der Höhe von 3 vH über dem jeweils gel­
tenden Zinsfuß für Eskontierungen der Oester­
re;chischen Nationalbank pro Jahr auszubedingen. 
Die Vorschreibung von Zinsen hat zu unterbleiben, 
wenn der gestundete Förderungsbetrag 20 000 S 
nicht übersteigt. Die Bewilligung zur Abstattung in 
Raten ist zu widerrufen und die sofortige Entrich­
tung aller aushaftenden Teilbeträge samt Zinsen zu 
verlangen, wenn der Rückzahlungspflichtige mit 
mindestens zwei Teilbeträgen in Verzug ist. 

(7) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
als Verwalter des Ausgleichstaxfonds kann nach 
Anhörung des Beirates (§ 10 Abs. 2) ganz oder teil­
weise auf die Rückzahlung eines entsprechend 
einer Vereinbarung nach Abs. 5 fällig gewordenen 
Betrages verzichten, wenn 

1. alle Möglichkeiten der Einziehung erfolglos 
versucht worden sind und auf Grund der 
Sachlage auch nicht ~ngenommen werden 
kann, daß Einziehungsmaßnahmen zu einem 
späteren Zeitpunkt zu einem Erfolg führen 
werden oder Einziehungsmaßnahmen von 
vornherein offenkundig aussichtslos sind oder 

2. die Einziehung der Forderung nach der Lage 
des Falles, insbesondere unter Berücksichti­
gung der wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Zahlungspflichtigen und des Ausmaßes seines 
allfälligen Verschuldens an der Entstehung 
der Forderung unbillig wäre oder 
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3. die" Einziehung mit Kosten verbunden wäre, 
die in keinem Verhältnis zur Höhe der Forde­
rung stehen. 

Bei einem Verzicht auf eine Forderung ist jeden­
falls auszubedingen, daß ein Widerruf zulässig ist, 
wenn der Verzicht durch Fälschung einer Urkunde, 
falsches Zeugnis oder eine andere gerichtlich straf­
bare Handlung oder sonstwie erschlichen worden 
ist." 

20. Dem § 11 Abs.3 wird folgender Satz ange­
fügt: 

"Die Gewährung einer Förderung, die im Einzelfall 
den Betrag von 1 Million Schilling übersteigt, 
bedarf des Vorschlages des Ausgleichstaxfondsbei­
rates (§ 10 Abs. 2)." 

21. § 12 Abs. 8 zweiter Satz lautet: 

"Den Mitgliedern gebührt der Ersatz der Reise­
und Aufenthaltskosten sowie die allfällige Entschä­
digung für Zeitversäumnis entsprechend der 
Bestimmung des § 10 Abs. 4." 

22. § 14 Abs. 1 lautet: 

,,§ 14. (1) Als Nachweis für die Zugehörigkeit 
zum Kreis der begünstigten Behinderten gilt der 
letzte rechtskräftige Bescheid über die Einschät­
zung des Grades der Minderung der Erwerbsfähig­
keit mit mindestens 50 vH 

a) eines Landesinvalidenamtes (der Schieds­
kommission) ; 

b) eines Trägers der gesetzlichen Unfallversi­
cherung bzw. das Urteil eines nach dem 
Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz, BGBI. 
Nr. 104/1985, zuständigen Gerichtes; 

c) eines Landeshauptmannes (des Bundesmini­
sters für Arbeit und Soziales) in Verbindung 
mit ~ der Amtsbescheinigung gemäß § 4 des 
Opferfürsorgegesetzes 

sowie der letzte rechtskräftige Bescheid über die 
Zuerkennung einer Blindenbeihilfe oder über die 
Einschätzung der Minderung der Erwerbsfähigkeit 
mit mindestens 50 vH, der in Vollziehung der lan­
desgesetzlichen Unfallfürsorge ergangen ist (§ 3 
Z 2 Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsge­
setz, BGBI. Nr. 200/1967) oder der Ausweis gemäß 
§ 14 a. Die Feststellung des Grades der Minderung 
der Erwerbsfähigkeit im Nachweis gilt zugleich als 
Feststellung des Grades der Behinderung." 

23. § 14 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Liegt ein Nachweis im Sinne des Abs. 1 
nicht vor, hat auf Antrag des Behinderten das ört­
lich zuständige Landesinvalidenamt unter Mitwir­
kung von ärztlichen Sachverständigen den Grad 
der Behinderung einzuschätzen und bei Zutreffen 
der im § 2 Abs. 1 angeführten sonstigen Vorausset­
zungen die Zugehörigkeit zum Kreis der nach die­
sem Bundesgesetz begünstigten Behinderten (§ 2) 
sowie den Grad der Behinderung (§ 3) festzustel­
len. § 90 des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957, 

BGBI. Nr. 152, gilt sinngemäß. Die Begünstigun­
gen nach diesem Bundesgesetz werden mit dem 
Zutreffen der Voraussetzungen, frühestens mit dem 
Tag des Einlangens des Antrages beim örtlich 
zuständigen Landesinvalidenamt wirksam. Sie wer­
den jedoch mit dem Ersten des Monates wirksam, 
in dem der Antrag eingelangt ist, wenn dieser 
unverzüglich nach dem Eintritt der Behinderung 
(§ 3) gestellt wird. Die Begünstigungen erlöschen 
mit Ablauf des Monates, in dem die Voraussetzun­
gen für die Zugehörigkeit zum Personenkreis der 
begünstigten Behinderten (§ 2 Abs. 1 und 3) wegge­
fallen sind." 

24. Im § 14 Abs. 3 werden die Worte ,,Ausmaßes 
der Minderung der Erwerbsfähigkeit" durch die 
Wortfolge "Grades der Behinderung" ersetzt. 

25. § 14 Abs. 4 und 5 lauten: 

,,(4) Wenn ein begünstigter Behinderter oder ein 
Antragswerber ohne triftigen Grund einer schriftli­
chen Aufforderung zum Erscheinen zu einer 
zumutbaren ärztlichen Untersuchung nicht ent­
spricht oder sich weigert, die zur Durchführung des 
Verfahrens unerläßlichen Angaben zu machen, ist 
das Verfahren einzustellen oder das Erlöschen der 
Zugehörigkeit zum Kreis der nach diesem Bundes­
gesetz begünstigten Behinderten (§ 2 Abs. 1 und 3) 
auszusprechen. Er ist nachweislich auf die Folgen 
seines Verhaltens hinzuweisen. 

(5) Vor der Gewährung von Leistungen aus den 
Mitteln des Ausgleichstaxfonds an die im § 10 a 
Abs. 2 und 3 genannten Behinderten hat sich das 
Landesinvalidenamt von Amts wegen über Art und 
Ausmaß der Behinderung unter Anwendung der 
Bestimmung des § 3 Abs. 2 Kenntnis zu verschaf­
fen. Bescheide sind hierüber nicht zu erteilen." 

26. Im § 14 werden die bisherigen Abs. 5 und 6 
als Abs. 6 und 7 bezeichnet. 

27. Im § 14 Abs. 6 werden die Worte ,,Ausmaßes 
der Minderung der Erwerbsfähigkeit" durch die 
Wortfolge "Grades der Behinderung" ersetzt. 

28. § 14 Abs. 6 letzter Satz lautet: 

"Für den Ersatz der Reisekosten gilt Abs. 7." 

29. Im § 14 a Abs.l werden die Worte "die 
Höhe der Minderung der Erwerbsfähigkeit" durch 
die Wortfolge "den Grad der Behinderung" 
ersetzt. 

30. § 15 lautet: 

,,§ 15. (1) Die Durchführung der Arbeitsvermitt­
lung für die Behinderten (§ 2) obliegt den Arbeits­
ämtern. Diese haben im Einvernehmen mit den 
Landesinvalidenämtern dahin zu wirken, daß die 
Behinderten auf solchen Arbeitsplätzen eingestellt 
werden, auf denen sie trotz ihrer Behinderung voll­
wertige Arbeit zu leisten vermögen. 
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665 der Beilagen 11 

(2) Endet das Dienstverhältnis eines begünstigten 
Behinderten, für den Sach- oder Geldleistungen 
zur Gänze oder anteilig aus den Mitteln des Aus­
gleichstaxfonds an den Dienstgeber erbracht wur­
den, ist dieser verpflichtet, die Beendigung dieses 
Dienstverhältnisses - ungeachtet der Vorschriften 
des § 8 - binnen zwei Wochen dem Landesinvali­
denamt anzuzeigen, das unverzüglich mit dem ört­
lich zuständigen Arbeitsamt wegen der Vermittlung 
eines Behinderten nach Abs. 1 das Einvernehmen 
herzustellen hat." 

31. § 18 Abs. 2 erster Halbsatz lautet: 

"Eine mit Bescheid vorgeschriebene Ausgleichstaxe 
(zuzüglich der Zinsen gemäß § 9 Abs. 5) kann nur 
binnen zwei Jahren," 

32. In der Überschrift zu § 22 b wird das Wort 
"Invalidenvertretung" durch das Wort "Behinder­
tenvertretung" ersetzt. 

33. Im § 23 a wird die Bezeichnung "Invaliden­
einstellungsgesetz 1969" durch die Bezeichnung 
"Behinderteneinstellungsgesetz - BEinstG" er­
setzt. 

Artikel III 

Übergangsbestimmungen 

(1) Rechtskräftige Bescheide gemäß § 14 Abs. 2, 
die vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes erlassen 
worden sind, werden, falls im Sachverhalt keine 
maßgebende Änderung eintritt, von der ab 1. Jän­
ner 1989 geltenden Vorschrift betreffend die Ein-

schätzung des Grades der Behinderung (§ 3 Abs: 2) 
nicht berührt. 

(2) In den am 1. Jänner 1989 noch nicht rechts­
kräftig abgeschlossenen Verfahren gemäß § 14 
Abs. 2 ist die Einschätzung des Grades der Behin­
derung nach den bis zum 31. Dezember 1988 gel­
tenden Vorschriften für die Einschätzung des Gra­
des der Minderung der Erwerbsfähigkeit vorzuneh­
men. 

Artikel IV 

Schlußbestimmungen 

(1) (Verfassungsbestimmung) Der Art. lAbs. 2 
dieses Bundesgesetzes tritt mit 1. Jänner 1989 in 
Kraft. 

(2) Die Art. lAbs: 1, II und III dieses Bundesge­
setzes treten mit 1. Jänner 1989 in Kraft. 

(3) (Verfassungsbestimmung) Der Art. I des 
Bundesgesetzes vom 11. Dezember 1969 über die 
Einstellung und Beschäftigung Invalider (Invaliden­
einstellungsgesetz 1969), BGBI. Nr. 22/1970, tritt 
mit Ablauf des 31. Dezember 1988 außer Kraft. 

(4) § 24 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1988 
außer Kraft. 

(5) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
sind betraut: 

a) hinsichtlich des Art. lAbs. 2 die Bundesregie­
rung, 

b) hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der 
Bundesminister für Arbeit und Soziales. 
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12 665 der Beilagen 

Entschließung 

betreffend eine engere Zusammenarbeit zwi­
schen dem Bund und den Ländern auf dem 

Gebiet der Behindertenhilfe 

Die Bundesregierung wird ersucht, in Fragen der 
Behindertenpolitik mit den Ländern eng zusam­
menzuarbeiten und insbesondere im Zusammenwir­
ken mit den Ländern und unter Einbeziehung aller 
Rehabilitationsträger ein gesamtösterreichisches 
Behindertenkonzept auszuarbeiten. Auf Grund die­
ses Konzeptes ist der Abschluß von Vereinbarun­
gen zwischen dem Bund und den Ländern gemäß 
Artikel 15 a B-VG und anderer Vereinbarungen 
über die Zusammenarbeit anzustreben, soweit dies 
zweckmäßig ist. 
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Entschließung 

betreffend die geschützten Werkstätten nach 
dem Invalideneinstellungsgesetz 1969 

Der Bundesminister für Arbeit und Soziales wird 
mit Rücksicht auf die derzeit zur Verfügung ste­
henden finanziellen Mittel und die Situation auf 
dem Arbeitsmarkt ersucht, die Unterbringung der 
behinderten Menschen vorrangig auf dem offenen 
Arbeitsmarkt anzustreben. 

13 
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"/. 

Entschließung 

. betreffend die Vereinheitlichung des Begriffes 
"Behinderung" 

Die Bundesregierung wird ersucht, die Definitio­
nen der Begriffe "Behinderung" und "Behinderter" 
einer umfassenden Prüfung zu unterziehen, aufein­
ander abzustimmen und zu vereinheitlichen, wenn 
die Unterschiede einer sachlichen Begründung ent-
behren. . 
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